EINSCHREIBEN

Allmendverwaltung
Dufourstrasse 40/50
4001 Basel

EINSPRACHE

Betrifft:

Baugesuch auf Allmend - Kluserstrasse, Marschalkenstrasse, Bernerring, Basel, gemass
Publikation im Kantonsblatt vom 10.09.2025

Die unten aufgeflihrten Personen erheben hiermit Einsprache gegen das oben genannte Baugesuch.
Sie verlangen, dass die Baubewilligung nicht erteilt wird. Eventualiter sei die Positionierung der zur
Neupflanzung vorgesehenen Baume so zu Uberarbeiten, dass die zusatzliche Verschattung von
Wohnliegenschaften vermieden wird.

Im Sinne eines Verfahrensantrags verlangen die Unterzeichneten die Durchfiihrung eines Mitwir-
kungsverfahrens.

BEGRUNDUNG

GEGENSTAND DER EINSPRACHE

Gegenstand des angefochtenen Bauprojekts ist gemdss Publikation im Kantonsblatt und
gemass den vom gesuchstellenden Bau- und Verkehrsdepartement (BVD) im Internet zur
Verfligung gestellten Projektunterlagen die Umgestaltung der Strassenoberflachen der Klu-
serstrasse, der Marschalkenstrasse und des Bernerrings. Vorgesehen sind namentlich das
Pflanzen neuer Baume, die Schaffung von Grinflachen, das Entsiegeln von Parkplatzen mit
Rasenfugensteinen und das Vergrdssern und Verbinden bestehender Baumrabatten zu zu-
sammenhdngenden Griinstreifen. Damit verbunden ist eine massive Reduktion der Anzahl
offentlicher Parkplatze.

Konkreter Anlass der Realisierung dieser Umgestaltung der Strassenoberflachen ist offenbar
der in den genannten Strassen vorgesehene Ausbau des Fernwarmenetzes.

Parallel zur vorgesehenen Umgestaltung der Strassenoberflachen sollen verschiedene Ver-
kehrsanordnungen verfiigt werden, insbesondere die Aufhebung von 38 o6ffentlichen Park-
platzen in der blauen Zone. Insgesamt soll im Projektperimeter die Zahl der Autoparkplatze
um 62.7% (also um rund zwei Drittel) reduziert werden.

Die vorliegende Einsprache richtet sich gegen die vorgesehene Umgestaltung der Strassen-
oberflachen, insbesondere soweit diese mit der Aufhebung von Parkplatzen verbunden ist
und soweit diese die Pflanzung zusatzlicher Baume beinhaltet. Gegen die mit dem angefoch-
tenen Bauprojekt verbundenen Verkehrsanordnungen haben die Unterzeichneten bei der zu-
standigen Stelle separat Rekurs erhoben.



II.

UNZWECKMASSIGKEIT DER PLANUNG
Allgemeines

Offentliche Strassen dienen der Erschliessung, insbesondere der Erschliessung der an diese
anstossenden Liegenschaften. Die Erschliessungsplanung im Gebiet der Stadt Basel und die
konkrete Ausgestaltung des Strassenraums fallen in die Zustandigkeit des Regierungsrates
bzw. der von diesem zu diesem Zweck beauftragten Verwaltungsstellen. Die Behdrden ha-
ben sich dabei nach den vom Bund festgelegten Grundsdtzen der Raumplanung und insbe-
sondere nach den Zielen und Planungsgrundsatzen des Raumplanungsgesetzes zu richten
(§ 93 BPG). In materieller Hinsicht enthalt das Bundesrecht nur allgemeine Grundsatze Utber
die Erschliessungsplanung. Aus dem Eidgendéssischen Raumplanungsgesetz ergeben sich
hierzu nur punktuelle Planungspflichten. Die einzelnen Anforderungen an die Erschliessung
ergeben sich im Einzelnen erst aus dem kantonalen Recht. In diesem Rahmen kommt den
Behorden bei dieser Gestaltungsaufgabe ein erhebliches planerisches Ermessen zu. Dennoch
muss die Planung und, als deren Ausfluss, die konkrete Gestaltung des Strassenraums,
zweckmassig sein. Eine unzweckmassige Planung ist rechtswidrig (Entscheid des Appellati-
onsgerichts Basel-Stadt VD.2016.116 vom 16.11.2016, E. 3.2).

Das im vorliegenden Fall zur Diskussion stehende Bauprojekt ist in mehrfacher Hinsicht un-
zweckmassig und damit rechtswidrig.

Aufhebung von Parkplatzen

Unzweckmadssig ist zunachst die Aufhebung von rund zwei Drittel aller verfligbaren offentli-
chen Parkpldtzen in den betroffenen Strassen. Parkpldtze fir Quartierbewohner sind in ei-
nem stadtischen Umfeld ein unverzichtbarer Bestandteil der Erschliessung der Wohnliegen-
schaften. Dies ist in den hier betroffenen Strassen besonders wichtig, weil sich an diesen
Strassen mehrheitlich Grundstiicke befinden, auf denen wegen stark einschréankender
Stadtbildschutzvorschriften keine eigenen privaten Parkplatze oder Garagen gebaut werden
kdnnen (der grosste Teil der im Bereich des angefochtenen Bauprojekts betroffenen Liegen-
schaften befindet sich in der Stadt- und Dorfbild-Schutzzone).

Die Erhebung Parkplatzauslastung im Jahr 2023 hat eine Auslastung der 6ffentlichen Park-
platze im Paulusquartier von 91%-93% ergeben. Die zurzeit verfiigbaren Parkplatze sind al-
so fast immer alle belegt. Nun soll die Zahl der vorhandenen Parkplatze um rund zwei Drittel
reduziert werden. Es ist offensichtlich, dass nach Realisierung dieses Vorhabens die verflig-
baren Parkpldtze dem Bedarf bei weitem nicht genligen wiirden. Wenn aber die Zahl der im
Quartier zur Verfligung stehenden Parkpldatze sehr viel kleiner ist als die Zahl der im Quar-
tier vorhandenen, mehrheitlich mit einem (oder mehreren) Autos ausgestatteten Privat-
haushalte, dann kann die 6ffentliche Strasse offensichtlich einen wesentlichen Teil ihrer Er-
schliessungsfunktion nicht mehr erflllen. Es ist schlicht lebensfremd, eine Umgestaltung des
Strassenraums realisieren zu wollen, mit der den Quartierbewohnern faktisch die Mdglich-
keit entzogen wirde, ihre Besorgungen oder ihren Arbeitsweg unter Benutzung eines Autos
zu bewaéltigen. Genau das ware aber die Konsequenz des angefochtenen Bauprojekts (das
die Aufhebung der Parkplatze zwingend beinhaltet, auch wenn die Parkplatzaufhebung for-
mell eine Verkehrsanordnung ist). Wenn namlich nicht gewahrleistet ware, dass im Quartier
mit angemessenem Zeitaufwand in zumutbarer Distanz vom eigenen Heim ein Parkplatz ge-
funden werden kann, dann waren die betroffenen Liegenschaften der Motorfahrzeug-
Erschliessung faktisch beraubt. Die betroffenen Anwohner miissten sich in einem solchen
Fall damit abfinden, dass die Beniltzung des Privatautos flr alltédgliche Bedlrfnisse fir sie
faktisch keine Option mehr ist. Das kann nicht der Sinn und Zweck des 6ffentlichen Stras-
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sennetzes sein. Die 6ffentliche Strasse wiirde in einem solchen Fall offensichtlich einen we-
sentlichen Teil ihrer Erschliessungsfunktion verlieren.

Zwar ist unbestritten, dass ein 6ffentliches Interesse besteht an der Pflanzung von Baumen,
an der Anlegung von Grinfldchen und an der Anlegung von Versickerungsflachen. Das hier
angefochtene Baugesuch wird im Wesentlichen mit solchen &ffentlichen Interessen begrin-
det. Dabei wurden aber bei der Ausarbeitung des hier angefochtenen Projekts insbesondere
die folgenden zwei Zusammenhdange verkannt:

Erstens hat das offentliche Strassennetz eine besondere Zweckbestimmung. Es dient der
Erschliessung. Es ist aber nicht primar dazu bestimmt, flir 6kologisch motivierte Massnah-
men verwendet zu werden. Die Urheber des hier angefochtenen Projekts scheinen davon
auszugehen, dass der offentliche Strassenraum zur freien Verfligung der 6ffentlichen Hand
stehe und fir jeden denkbaren Zweck verwendet werden kénne. Zurzeit sind offenbar die
vorerwdahnten 6kologischen Zwecke besonders angesagt. Das trifft aber nicht zu. Der 6ffent-
liche Strassenraum dient primar der Erschliessung. Fir diesen Zweck wurde er angelegt. Auf
die Erschliessungsfunktion des offentlichen Strassenraums haben die heutigen Liegen-
schaftseigentiimer beim Kauf und beim Bau ihrer Hauser berechtigterweise vertraut. Bei der
gesamten Planung und Anlegung des Quartiers (und selbstverstandlich auch weiterer Teile
der Stadt) war ein wesentlicher Leitgedanke, dass die Liegenschaften erschlossen werden
mussen (es besteht ja auch eine gesetzliche Pflicht zur Erschliessung einer Liegenschaft).
Mit anderen Worten: Der Strassenraum (in seiner bestehenden Dimension) ist nicht einfach
ein zufalliger Zustand, sondern das Ergebnis einer Jahrzehnte alten Planung. Und der Stras-
senraum hat einen ganz bestimmten primaren Zweck, namlich die Verkehrserschliessung.
Und dazu gehort als wesentliches Element die Zurverfligungstellung von gentigend Park-
raum fir die Anwohner (was sich u.a. daran zeigt, dass im Kanton Basel-Stadt, im Unter-
schied zu anderen Kantonen, keine Pflicht der Liegenschaftseigentiimer besteht, Parkplatze
auf eigenem Grund zu erstellen - weil man eben davon ausgeht, dass Parkraum auf 6ffentli-
chem Grund zur Verfligung steht).

Eine Verlagerung des Parkierraums auf privaten Grund ist im hier zur Diskussion stehenden
Gebiet unmadglich, weil, wie schon erwahnt wurde, auf den allermeisten betroffenen Grund-
stiicken aufgrund von einschrankenden Bau- und Zonenvorschriften keine privaten Parkplat-
ze angelegt werden kénnen.

Die Zweckmadssigkeit der vorliegenden Planung ist am Zweck zu messen, zu dem eine 6f-
fentliche Strasse bestimmt ist. Es ist nicht richtig, im Rahmen einer simplen Giterabwagung
das offentliche Interesse an 6kologisch motivierten Massnahmen gegen das Interesse an ei-
ner gut funktionierenden Verkehrserschliessung gegeneinander abzuwadgen. Es ist zu be-
riicksichtigen, dass der Strassenraum einem vorgegebenen Primarzweck dient, namlich der
Erschliessung. Nur soweit der Strassenraum diese Funktion zu erflillen vermag, kann er da-
neben auch noch fiir andere Zwecke (z.B. fir die Anlegung 6kologisch motivierter Grinfla-
chen etc.) verwendet werden. Im vorliegenden Fall wurden diese Grundsatze vollstandig
missachtet. Das angefochtene Projekt wiirde den Strassenraum zu wesentlichen Teilen sei-
ner angestammten Funktion berauben. Daher ist das angefochtene Projekt unzweckmassig
und rechtswidrig.

Wenn die offentliche Hand die Notwendigkeit sieht, Baume zu pflanzen und zusatzliche
Grin- und Versickerungsflachen anzulegen, dann muss sie zu diesem Zweck Flachen ver-
wenden, die nicht flir andere Zwecke bestimmt sind. Es kann nicht angehen, den flr die Er-
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schliessung vorgesehenen Strassenraum seines Primarzwecks zu berauben und diese Fla-
chen flr andere Zwecke zu verwenden.

Zweitens ist die Aufhebung einer grossen Zahl von Parkplatzen auch deshalb unzweckmas-
sig, weil die damit verfolgten oOkologischen Ziele torpediert und vollstandig aufgewogen
wirden durch die gerade in 6kologischer Hinsicht nachteiligen Effekte, die sich bei der Reali-
sierung dieses Projekts ergdben. Insbesondere die zu erwartende massive Steigerung des
Parkplatz-Suchverkehrs ware in dkologischer Hinsicht ein schmerzhafter Nachteil. Das Pro-
jekt vermag daher auch bei spezifisch 6kologischer Betrachtung die offenbar bestehenden
Erwartungen nicht zu erfillen.

Auch das Bau- und Verkehrsdepartement selbst scheint sich dieser Schwierigkeiten zumin-
dest im Grundsatz bewusst zu sein. So steht in einer Medienmitteilung des Bau- und Ver-
kehrsdepartements in hier interessierender Sache vom 16.07.2025:

"Bei der Erarbeitung der Projekte beurteilt das Bau- und Verkehrsdeparte-
ment deshalb die Wirkung der Aufhebung von Parkpldtzen in den Quartieren.
Neben dem Angebot und der Auslastung der offentlichen Parkpldtze wird
auch die Situation der privaten Parkpldtze einbezogen. Bei Parkplatzaufhe-
bungen gilt jeweils abzuwagen zwischen den Vorteilen, wie beispielsweise
Hitzeschutz oder Veloférderung, und den Nachteilen, die sich aus einer redu-
zierten Parkplatzanzahl ergeben, wie beispielsweise Suchverkehr oder wildes
Parkieren. Das Departement berlicksichtigt daflir das Angebot und die Aus-
lastung der privaten und o6ffentlichen Parkplatze."

Im vorliegenden Fall wurden aber "das Angebot und die Auslastung der privaten und o6ffent-
lichen Parkplatze" offensichtlich in keiner Weise berlicksichtigt, denn unter Beriicksichtigung
dieser Umstande erweist sich das Projekt als offensichtlich unzweckmassig und damit
rechtswidrig.

Pflanzung zusatzlicher Baume

Das angefochtene Projekt sieht die Pflanzung diverser zusatzlicher Baume vor. Verschiedene
dieser Baume sollen direkt vor der Strassenfassade eines Wohnhauses zu stehen kommen
(insbes. vor den Liegenschaften Marschalkenstrasse 37, 41, 48, 52 und 56, vor den Liegen-
schaften Kluserstrasse 24, 31 und 37 sowie vor den Liegenschaften Bernerring 68 und 70).

Diese zusatzlichen Baume wiirden zu einer erheblichen zusatzlichen Verschattung der be-
troffenen Liegenschaften und zu einer Beeintrachtigung der Aussicht flihren. In Kombination
mit den bereits auf den betreffenden Privatparzellen in den jeweiligen Vorgarten befindli-
chen Baumen wiirde die Verschattung der strassenseitigen Wohnraume (insbesondere im
Erdgeschoss) und die Versperrung der Aussicht ein unzumutbares Mass annehmen und die
Wohnqualitat der betroffenen Wohnhauser empfindlich beeintrachtigen. Dies betrifft nicht
nur die privaten Interessen der Eigentiimer und Bewohner der betreffenden Liegenschaften.
Die Wohnqualitat und insbesondere die geniigende Belichtung von Wohnraumen ist auch ein
offentliches Interesse (aus diesem Grund bestehen bekanntlich Bauvorschriften, welche die
minimale Belichtung von Wohnraumen verbindlich vorschreiben).

Diese zusatzliche Verschattung und die Versperrung der Aussicht betreffen die Eigentiimer
und Bewohner der betroffenen Liegenschaften empfindlich. Die damit verbundenen Nachtei-
le werden durch die minimalen klimatischen Auswirkungen des Bauprojekts in keiner Weise
aufgewogen. Auch aus diesem Grund kann das hier interessierende Projekt nicht bewilligt
werden.
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Eventualiter wird verlangt, dass die Positionierung der neu zu pflanzenden Baume zumin-
dest so Uberarbeitet wird, dass die zusatzliche Verschattung von Wohngebduden und die
Versperrung der Aussicht vermieden werden. Es muss darauf geachtet werden, Baume nur
an nicht belichtungssensiblen Orten zu pflanzen. Diese Voraussetzung erflillt beispielsweise
der im Gartenbereich der Parzelle 3/2482 vorgesehene Baum. Die vor den in Ziffer 16 ge-
nannten Liegenschaften vorgesehenen Baume erfiillen diese Voraussetzung nicht und mius-
sen daher (wenn sich das Projekt wider Erwarten im Grundsatz Uberhaupt als bewilligungs-
fahig erweisen sollte) entsprechend verschoben werden, oder es muss auf einzelne Baume
verzichtet werden.

Kein iiberwiegendes o6ffentliches Interesse

Insgesamt ist anzufligen, dass die der vorliegenden Planung zugrunde liegende Giliterabwa-
gung sich auch insofern als véllig unangemessen erweist, als die vorgesehenen dkologischen
mikroklimatischen Massnahmen eine dusserst geringe, praktisch irrelevante Wirkung hatten.
Die den Anwohnern durch das Projekt entstehenden Nachteile sind hingegen massiv spirbar
und wiegen offensichtlich viel gewichtiger. Auch aus diesem Grund erweist sich das Projekt
als rechtswidrig.

Anschaulich zeigt sich dies an einer Luftaufnahme des betroffenen Gebiets (Quelle: Geopor-
tal des Kantons Basel-Stadt MapBS):

Das betroffene Gebiet gehért zu denjenigen Gebieten der Stadt mit den grossten Anteilen
an Grinflachen und Baumen. Die winzigen zusatzlichen Grinflachen und die wenigen Bau-
me, die im Rahmen des angefochtenen Projekts vorgesehen sind, haben (berhaupt keine
relevante mikroklimatische oder stadtklimatische Auswirkung, fihren aber fiir die Anwoh-
nerschaft zu sehr erheblichen Nachteilen.
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Dasselbe gilt fir das oOffentliche Interesse an der Anlegung von Versickerungsflachen. Im
hier zur Diskussion stehenden Gebiet ist der Anteil an unversiegelten, versickerungsfahigen
Flachen schon heute sehr gross. Es ist unrealistisch anzunehmen, dass mit der im vorlie-
genden Projekt vorgesehenen Anlegung winziger zusatzlicher Versickerungsflachen im hier
zur Diskussion stehenden Gebiet eine relevante zusatzliche Versickerung erreicht werden
kénnte. Der zu erwartende Gewinn des angefochtenen Projekts vermag die den Anwohnern
entstehenden Nachteile bei weitem nicht zu tGberwiegen.

VERLETZUNG VON GRUNDRECHTEN
Verletzung der Eigentumsgarantie
Allgemeines

Das vorgesehene Projekt wilirde die gemass Art. 26 der Bundesverfassung gewahrleistete
Eigentumsgarantie derjenigen Einsprecher verletzen, die Eigentimer der von ihnen bewohn-
ten Liegenschaft sind.

Reduktion der Parkplatze

Die oben dargestellte Reduktion der &ffentlichen Parkplatze wirde die Erschliessungsfunkti-
on der 6ffentlichen Strasse massiv beeintrachtigen. Damit wiirden die Gebrauchstauglichkeit
und der Wert der im Projektperimeter befindlichen Liegenschaften erheblich reduziert. Dass
der vollstéandige oder teilweise Entzug der offentlichen Erschliessung eines Grundstiicks die
Nutzungsmadglichkeiten und den Wert einer Liegenschaft beeintrachtigt und damit die Eigen-
tumsgarantie verletzt, ist anerkannt. Das angefochtene Projekt verletzt somit die Eigen-
tumsgarantie der betroffenen Liegenschaftseigentiimer.

Die Parkplatze, die aufgehoben werden sollen, sind liberwiegend in der "Blauen Zone" (Par-
kierung mit zeitlicher Beschrankung gemass Art. 48 Abs. 3 der Signalisationsverordnung
des Bundes). Anwohner haben aber die Méglichkeit, eine Parkkarte gemdss § 6 der kanto-
nalen Parkraumbewirtschaftungsverordnung zu erwerben und damit die betreffenden Park-
platze zeitlich unbeschrankt zu nutzen.

Zwar gibt eine Parkkarte kein verbindliches Anrecht auf einen Parkplatz. Sie berechtigt nur
zur Nutzung der jeweils freien Parkplatze. Das Nutzungsrecht bestimmt sich somit nach dem
verfigbaren Angebot. Es ist aber klar, dass die Reduktion des Angebots (d.h. der Anzahl der
verfligbaren Parkplatze) um rund zwei Drittel den Nutzwert der Parkkarte massiv reduziert.
Die Realisierung des angefochtenen Projekts wiirde den Nutzwert der Parkkarten (und damit
die faktischen Parkiermdglichkeiten der Anwohner) praktisch auf null reduzieren, weil das
Angebot so klein wirde, dass verninftigerweise nicht mehr damit gerechnet werden kénnte,
in zumutbarer Distanz zum eigenen Heim einen freien Parkplatz zu finden. Die Anwohner
muissten ihre Mobilitdt angesichts dieser neuen Ausgangslage neu organisieren. Sich auf ein
tagliches Lottospiel einzulassen, ob vielleicht ein Parkplatz gefunden werden kann oder ob
nach erfolgloser Suche dann halt doch in ein weit entferntes Parkhaus ausgewichen werden
muss, ware unzumutbar und unzweckmadssig. Die damit verbundene Reduktion der Ge-
brauchstauglichkeit und des Werts der betroffenen Liegenschaften verletzt die Eigentumsga-
rantie der Liegenschaftseigentimer.
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Pflanzung zusatzlicher Baume

Die von den geplanten Baumen zu erwartende zusatzliche Beschattung und die damit ver-
bundene Reduktion der Aussicht wiirde die Wohnqualitdt der betroffenen Wohngebdude
empfindlich tangieren. Damit wiirden die Gebrauchstauglichkeit und der Wert der im Pro-
jektperimeter befindlichen Liegenschaften erheblich reduziert. Dass die zusatzliche Ver-
schattung einer Liegenschaft sowie auch die Reduktion der Aussicht die Nutzungsmdglich-
keiten und den Wert einer Liegenschaft beeintrachtigen und damit die Eigentumsgarantie
verletzen, ist anerkannt. Das angefochtene Projekt verletzt somit die Eigentumsgarantie der
betroffenen Liegenschaftseigentiimer.

Voraussetzungen fiir die Einschrankung von Grundrechten

Einschrankungen von Grundrechten bedlirfen einer gesetzlichen Grundlage. Einschrankun-
gen von Grundrechten missen durch ein 6ffentliches Interesse oder durch den Schutz von
Grundrechten Dritter gerechtfertigt sein. Einschrdankungen von Grundrechten miissen ver-
haltnismassig sein.

Fehlende gesetzliche Grundlage

Im vorliegenden Fall fehlt es zunachst an einer genligend bestimmten gesetzlichen Grundla-
ge fur die vorgesehene Einschrankung der Eigentumsgarantie. Die gesetzlichen Grundlagen,
auf welche sich die gesuchstellende Behtérde vermutlich stlitzt, gewdhren dem Regierungs-
rat und den von ihm mit den entsprechenden Aufgaben betrauten Verwaltungseinheiten
zwar die grundsatzliche Befugnis zur Vornahme der Erschliessungsplanung und zur Festle-
gung der konkreten Gestaltung des Strassenraums. Diese Befugnisse und Zustandigkeiten
bestehen jedoch immer im Hinblick auf den konkreten Zweck des offentlichen Strassen-
raums, die betreffenden Quartiere und Liegenschaften angemessen verkehrstechnisch zu
erschliessen.

Wenn nun die betreffenden staatlichen Stellen vorsehen wollen, wesentliche Teile des Stras-
senraums fir andere Zwecke als die Erschliessung (namentlich fiir Massnahmen zur Be-
kampfung des Klimawandels) zu verwenden und dem Strassenraum in diesem Rahmen we-
sentliche, dem Strassenraum seit Generationen unbestrittenermassen zukommende Er-
schliessungsfunktionen zu entziehen, so bedarf es dazu einer entsprechenden neuen gesetz-
lichen Grundlage. Diese gesetzliche Grundlage misste mit einer gewissen Bestimmtheit
festlegen, ob und unter welchen Voraussetzungen solche Massnahmen zuldssig sind. Die
Vorstellung, dass der Staat den Strassenraum theoretisch ohne spezifische gesetzliche
Grundlage nach und nach seiner Erschliessungsfunktion vollstandig berauben und damit die
Nutzbarkeit der betroffenen Liegenschaften fir Wohnzwecke im angestammten Sinn massiv
einschranken koénnte, ist verfassungsrechtlich unhaltbar.

Die im vorliegenden Fall vorgesehenen Massnahmen hatten zwar nicht zur Folge, dass die
betroffenen Liegenschaften jeder Verkehrserschliessung vollsténdig beraubt wiirden. Aber
die vorgesehene Aufhebung von rund zwei Dritteln aller 6ffentlichen Parkpldtze reduziert die
Erschliessungsfunktion des Strassenraums in einem spezifischen Punkt so wesentlich, dass
nicht mehr von einer reinen Umgestaltung des Strassenraums gesprochen werden kann. Es
liegt in Wirklichkeit eine Zweckentfremdung des Strassenraums vor, welche die Schwelle, ab
der daflir eine spezifische gesetzliche Grundlage verlangt werden muss, weit Uberschreitet.
Eine solche gesetzliche Grundlage liegt nicht vor.
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Unverhéltnismassigkeit

Auch wenn eine gesetzliche Grundlage vorliegen wiirde, waren die vorgesehenen Massnah-
men dennoch unzuldssig, weil sie, wie oben ausgefihrt wurde, nicht verhéaltnismassig sind.
Dies gilt neben der Aufhebung der Parkplatze auch fir die Anlegung zusatzlicher, stérender
Baume.

In seinem Entscheid Nr. VD.2019.125 vom 3. Dezember 2020 (Abweisung von Rechtsmitteln
gegen die Realisierung des Landhof-Parkings) wiirdigte das Appellationsgericht Basel-Stadt
das Bedlirfnis nach Autoparkpldtzen in Wohnquartieren ausfihrlich. Es fihrte in E.3.1.4 u.a.
aus, es sei gerichtsnotorisch, dass ein Bedurfnis von Anwohnerinnen und Anwohnern beste-
he, ihre Fahrzeuge mdéglichst in der Nahe des Wohnorts abzustellen, weshalb gréssere 6f-
fentliche und mehrstockige Parkhduser als Dauermietpldatze aus Praktikabiltitatsgriinden
weniger attraktiv seien (mit Verweis auf die Ausfihrungen im Ratschlag «Areal Messe Ba-
sel» [Neubau Rosentalturm] des Regierungsrats vom 14. Marz 2018, S. 30). Es stellte fest,
die Baurekurskommission habe zu Recht erwogen, dass Mietparkplatze in 6ffentlichen Park-
hausern flir Anwohnerinnen und Anwohner in der Regel keine valable Alternative seien. in
E.3.2.2 wirdigte es im Zusammenhang mit der Beurteilung des Konzepts der Parkraum-
Bewirtschaftung das o6ffentliche Interesse an einer Verbesserung der Parkierméglichkeiten
flir die Anwohnerinnen und Anwohner und an einer Reduktion des Parkplatz-Suchverkehrs.
In E. 3.2.3 fuhrte es aus, dass "auch in Basel-Stadt dann ein offentliches Interesse an der
Errichtung von Parkplatzen zu bejahen ist", wenn diese der Reduktion des Parksuchverkehrs
und der Reduktion des Parkdrucks auf der Allmend dienen. Im gleichen Sinne besteht ein
offentliches Interesse an der Erhaltung von bestehenden Parkplatzen, wenn bei deren Auf-
hebung eine Vergrosserung des Parksuchverkehrs und eine Erhéhung des Parkdrucks auf
der Allmend zu erwarten ist.

Es ergibt sich, dass neben den bereits ausfiihrlich dargestellten privaten auch erhebliche
offentliche Interessen gegen die mit dem angefochtenen Bauprojekt verbundene Aufhebung
von Parkplatzen sprechen. Die mit dem angefochtenen Projekt zu erwartenden minimalen
positiven Auswirkungen auf das Stadtklima vermdgen auch vor diesem Hintergrund nicht zu
Uberwiegen.

VERFAHRENSANTRAG: MITWIRKUNGSVERFAHREN

Gemass Art. 55 der Kantonsverfassung bezieht der Staat die Quartierbevdlkerung in seine
Meinungs- und Willensbildung ein, sofern ihre Belange besonders betroffen sind.

Dass die hier zur Diskussion stehenden Massnahmen die Bevdlkerung des Quartiers beson-
ders betreffen, dlirfte kaum in Frage zu stellen sein.

Ein Mitwirkungsverfahren wurde jedoch bis jetzt nie durchgefiihrt.

Die Unterzeichneten beantragen, dass die Durchfiihrung eines Mitwirkungsverfahrens unter
Einbezug der Quartierbevélkerung nachgeholt wird, bevor Uber das hier interessierende
Bauprojekt rechtskrdftig entschieden wird. Die Durchflihrung eines Mitwirkungsverfahrens
ist ein verfassungsmassiges Recht der Quartierbevdlkerung.

X X %k X X%



Sammeleinsprache:

Vorname und Name Adresse Eigentimer Unterschrift
oder Mieter
(bitte ankreu-
zen)

Eigentimer

Mieter

Dieses Dokument muss spatestens am 10. Oktober 2025 mit eingeschriebener Post an die
oben genannte Adresse geschickt werden.



	I. Gegenstand der Einsprache
	II. Unzweckmässigkeit der Planung
	A. Allgemeines
	B. Aufhebung von Parkplätzen
	C. Pflanzung zusätzlicher Bäume
	D. Kein überwiegendes öffentliches Interesse

	III. Verletzung von Grundrechten
	A. Verletzung der Eigentumsgarantie
	(i) Allgemeines
	(ii) Reduktion der Parkplätze
	(iii) Pflanzung zusätzlicher Bäume

	B. Voraussetzungen für die Einschränkung von Grundrechten
	C. Fehlende gesetzliche Grundlage
	D. Unverhältnismässigkeit

	IV. VerfahrensantRAG: Mitwirkungsverfahren

